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Demographischer Wandel als Gestaltungsauftrag 

Der Juso-Unterbezirk Unna versteht den demographischen Wandel als Gestaltungsauftrag. Die anstehenden Veränderungen verstehen die Jusos im Kreis Unna als Auftrag eine aktive Familien- Bildungs-, Arbeitsmarkt-  und Infrastrukturpolitik zu betreiben. Diese werden unter dem Gesichtspunkt der Solidarität aller Generationen betrieben und nicht unter der Überschrift der Generationengerechtigkeit, die impliziert, dass die entscheidenden Verteilungsfragen zwischen den unterschiedlichen Generationen verlaufen würden und nicht innerhalb der Generationen. Die Frage, wie wir in Zukunft leben, wirtschaften und arbeiten, ist eine Frage heutiger Investitionen. Der Juso-Unterbezirk, wir dieses Thema deshalb konsequent verfolgen und konkrete Forderungen an die kommunale Politik formulieren.

Zur Begründung:

Die Generationendebatte hat in Deutschland Hochkonjunktur. Auch im Kreis Unna wird in den verschiedenen Politikfedern immer wieder auf die prognostizierte demographische Entwicklung verwiesen. Neoliberale Politiker verwenden die demographische Entwicklung dabei, um Sozialkürzungen und prozyklische Haushaltskonsolidierung mit den Ansprüchen einer zukünftigen, mithin noch gar nicht lebenden Generation zu begründen. 

In der Realität muss jedoch attestiert werden, dass nicht nur Staatsverschuldung an zukünftige Generationen weitergegeben wird, sondern auch Gegenwerte in Form von Schulen, Universitäten, Krankenhäusern und alle weiteren Formen öffentlicher Infrastruktur. Die angeblichen Protagonisten der Generationengerechtigkeit haben bei der teilweise mangelhaften öffentlichen Infrastruktur und den damit verbundenen öffentlichen Investitionsbedarf jedes Augenmerk verloren, wenn sie sich mit dem Hinweis auf eine künftige Zinslast gegen konkrete Zukunftschancen stellen.

Um eine gerechte und produktive Gesellschaft zu bleiben sind Investitionen notwendig. Zentral sind dabei folgende Bereiche:

1.Kinderbetreuung

Der Generationenvertrag muss sich auf Kinder ausweiten. Bisher sind Kinder Privatsache der Eltern. Dabei steht fest, dass in Armut und Unsicherheit aufwachsende Kinder mit großer Wahrscheinlichkeit auch arme Eltern werden. Notwendig ist daher der bedarfsgerechte Ausbau der Kinderbetreuung schon für Kinder im Krippenalter. Hiervon könnten nicht nur die kognitiven Fähigkeiten von Kindern profitieren, auch ungewollte Kinderlosigkeit kann so überwunden und Beruf und Kinder besser vereinbart werden.

2.Bildung

Die Pisastudie hat deutlich gemacht, dass in keinem anderen Land die soziale Herkunft so bestimmend für den künftigen Bildungsweg ist wie in Deutschland. Es muss in Zukunft um gemeinsames lernen gehen anstelle von Selektion. Dies heißt, die Trennung in  den allgemeinbildenden Schulen muss überwunden werden, sowie allgemeine und berufliche Bildung stärker miteinander verzahnt werden.

3.Arbeitsmarkt

Die Ökonomie steht vor der Aufgabe, die Beschäftigung älterer Erwerbsloser durch Weiterbildung und lebensbegleitendes Lernen zu fördern. Zum anderen darf kein Jugendlicher keinen Ausbildungsplatz bekommen. Um die Innovationskraft des Landes zu erhalten, darf es nicht passieren, dass Kompetenzen brach liegen.

4.Infrastruktur

In einer älter werdenden Gesellschaft ist es Aufgabe die Statteile lebenswert zu halten. Nur so können Abschiebung und Vereinsamung im Alter verhindert werden. Auch ein altersgerechter Freizeitsektor muss organisiert werden. Ebenso altengerechtes Wohnen. Auch eine Infrastruktur, die die Nahversorgung mit Dingen des täglichen Bedarfs absichert muss Zielsetzung von Politikbemühungen sein.

Die demographische Entwicklung ist keine Katastrophe. Sie ist vielmehr der Auftrag für eine aktive Politik in der Gegenwart. Diese muss für soziale Gerechtigkeit von der alle Generationen profitieren.

